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 1. fordert alle Staaten erneut auf, allen ausländischen 
Staatsangehörigen, die sich legal in ihrem Hoheitsgebiet auf-
halten, die universal anerkannte Reisefreiheit zu garantieren; 

 2. erklärt erneut, dass alle Regierungen, insbesondere 
die Regierungen der Aufnahmeländer, die überragende Bedeu-
tung der Familienzusammenführung anerkennen und sich für 
die Übernahme dieses Grundsatzes in das innerstaatliche Recht 
einsetzen müssen, um den Schutz der Familieneinheit der lega-
len Migranten sicherzustellen; 

 3. fordert alle Staaten auf, in Übereinstimmung mit den 
Bestimmungen des Völkerrechts den in ihrem Hoheitsgebiet 
ansässigen ausländischen Staatsangehörigen zu gestatten, un-
gehindert Geld an ihre Familienangehörigen in ihrem Her-
kunftsland zu überweisen; 

 4. fordert alle Staaten außerdem auf, keine als Zwangs-
maßnahmen konzipierten Rechtsvorschriften zu erlassen bezie-
hungsweise bestehende Rechtsvorschriften aufzuheben, die le-
gale Migranten, ob Einzelpersonen oder Gruppen, diskriminie-
ren, indem sie die Familienzusammenführung sowie ihr Recht 
beeinträchtigen, Geld an Familienangehörige in ihren Her-
kunftsländern zu überweisen; 

 5. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer 
fünfundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Menschenrechts-
fragen" fortzusetzen.  

RESOLUTION 54/170 

Auf der 83. Plenarsitzung am 17. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschie-
det, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/605/Add.2) 

54/170. Erklärung über das Recht und die Verpflichtung 
von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der 
Gesellschaft, die allgemein anerkannten Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu fördern 
und zu schützen 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung ihrer Resolution 53/144 vom 9. Dezember 
1998, mit der sie die in der Anlage zu der genannten Resolu-
tion enthaltene Erklärung über das Recht und die Verpflichtung 
von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, 
die allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreihei-
ten zu fördern und zu schützen, verabschiedet hat, 

 erneut darauf hinweisend, wie wichtig die Erklärung ist, 

 überzeugt von der wichtigen Rolle, die der Menschen-
rechtskommission bei den Folgemaßnahmen zu der Erklärung 
zukommt, 

 mit tiefer Besorgnis feststellend, dass in vielen Ländern Per-
sonen und Organisationen, die sich für die Förderung und Ver-
teidigung der Menschenrechte und Grundfreiheiten engagieren, 
auf Grund dieser Tätigkeiten Drohungen, Drangsalierungen 
und Unsicherheit ausgesetzt sind, 

 1. fordert die Regierungen, die Sonderorganisationen 
und die in Betracht kommenden zwischenstaatlichen und nicht-

staatlichen Organisationen auf, auf Ersuchen des Generalsekre-
tärs und auf der Grundlage der Resolution 1999/66 der Men-
schenrechtskommission vom 28. April 1999366 Vorschläge und 
Ideen zu unterbreiten, die einen wesentlichen Beitrag dazu lei-
sten sollen, dass die Arbeit an der Umsetzung der Erklärung 
über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, 
Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allgemein aner-
kannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und 
zu schützen, weiter vorangeht; 

 2. fordert die Menschenrechtskommission auf, auf ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung den Bericht zu behandeln, den der 
Generalsekretär gemäß der Kommissionsresolution 1999/66 er-
stellen wird; 

 3. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung über Maßnahmen zur 
Verwirklichung der Erklärung Bericht zu erstatten; 

 4. beschließt, diese Frage auf ihrer fünfundfünfzigsten 
Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" zu behan-
deln. 

RESOLUTION 54/171 

Auf der 83. Plenarsitzung am 17. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschie-
det, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/605/Add.2) 

54/171. Die Menschenrechtssituation in Kambodscha 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den in der Charta der Vereinten Nationen, der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte367 und den Interna-
tionalen Menschenrechtspakten368 verankerten Zielen und 
Grundsätzen, 

 unter Hinweis auf das am 23. Oktober 1991 in Paris unter-
zeichnete Übereinkommen über eine umfassende politische 
Regelung des Kambodscha-Konflikts369, einschließlich des 
Teils III des Übereinkommens, der sich auf die Menschenrech-
te bezieht, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 53/145 vom 
9. Dezember 1998 und die Resolution 1999/76 der Menschen-
rechtskommission vom 28. April 1999370 und die früheren ein-
schlägigen Resolutionen, 

 in der Erwägung, dass die tragische Geschichte Kambo-
dschas besondere Maßnahmen zur Gewährleistung des Schut-
zes der Menschenrechte aller Menschen in Kambodscha und 
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